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Rechtssatz 

Das Vorbringen des Asylwerbers muss, um eine maßgebliche Wahrscheinlichkeit und nicht nur eine 
entfernte Möglichkeit einer Verfolgung glaubhaft zu machen, eine entsprechende Konkretisierung 
aufweisen. Die allgemeine Behauptung von Verfolgungssituationen, wie sie in allgemein zugänglichen 
Quellen auffindbar sind, wird grundsätzlich zur Dartuung von selbst Erlebtem nicht genügen (vgl. VwGH 
15.3.2016, Ra 2015/01/0069). Schon aus dieser Rechtsprechung ergibt sich, dass dem Vorbringen des 
Asylwerbers zentrale Bedeutung zukommt. Das geht auch aus § 18 Abs. 1 AsylG 2005 deutlich hervor, 
wonach das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl und das Bundesverwaltungsgericht in allen Stadien 
des Verfahrens von Amts wegen darauf hinzuwirken haben, dass die für die Entscheidung erheblichen 
Angaben gemacht oder lückenhafte Angaben über die zur Begründung des Antrages geltend gemachten 
Umstände vervollständigt, die Beweismittel für diese Angaben bezeichnet oder die angebotenen 
Beweismittel ergänzt und überhaupt alle Aufschlüsse gegeben werden, welche zur Begründung des 
Antrages notwendig erscheinen. Entgegen der vom BVwG vertretenen Auffassung bedeutet diese Pflicht 
aber nicht, ohne entsprechendes Vorbringen des Asylwerbers oder ohne sich aus den Angaben konkret 
ergebende Anhaltspunkte jegliche nur denkbaren Lebenssachverhalte ergründen zu müssen (vgl. dazu, 
dass die Beurteilung eines gar nicht erstatteten Vorbringens mitunter sogar auch zu einer vom VwGH 
wahrzunehmenden Rechtsverletzung führen kann, VwGH 9.9.2010, 2007/20/0558 bis 0560). 
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